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fung eines Negativattestes der Bank, das ohne Ver­
letzung des Bank- oder anderer Geheimnisse hätte 
erteilt werden können. Auch der Verbleib des Bar­
geldes (immerhin ca. 140.000 DM) aus dem Erlös 
der Grundstücke ist nur sehr summarisch erklärt. 

Registriert man dann das auffallende Interesse 
des Arrestbeklagten für den Umgang mit Aktien, die 
Anschaffung eines BTX - Telefons und seine guten 
Kenntnisse von Möglichkeiten für Vermögensanla­
gen, so mag einem unvoreingenommenen Beobach­
ter schon der Gedanke kommen, daß der Arrestbe­
klagte möglicherweise mit Vermögenswerten agiert, 
die in sein Endvermögen fallen, und die er vor der 
Arrestklägerin verbirgt. Es ist die Summe der Indi­
zien, die den Verdacht nahelegt, daß eine Gefähr­
dung des Ausgleichsanspruches drohen könnte. 

Mitgeteilt von RAin Daniela v. Treuenfeldt-Honig, Bonn 

Hinweis der Redaktion: 
Noch ,veitergehende Argumente entwickelt Richterin 
a. Amtsgericht Christa Ditzen: Sicherung des Zugewinn­
ausgleichs durch Arrest, in: N]W 8 7, 1806 m. w.N„ 

Urteil 
Hess. LSG, § 1 Abs.1 Nr. l BErzGG, I § 30 SGB 
Erziehungsgeld für Asy !suchende 

Der gewöhnliche Aufenthalt ist für alle dem So­
zialgesetzbuch unterfallenden Rechtsgebiete einheit­
lich zu bestimmen. 

Asylbewerber/innen können angesichts der 
durchschnittlichen Dauer der Asylverfahren einen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet begrün­
den. 

Dies gilt auch, wenn der Asylantrag rechtskräf­
tig abgelehnt worden ist, die Ausländerbehörde aber 
eine befristete Aufenthaltsgenehmigung erteilt hat. 

(Amtlicher Leitsatz) 
Urteil des Hess. LSG vom 26.3.1986, - L 1 /Eg-72/87 - nrk. 

Anmerkung der Redaktion: 
In STREIT 4/86, S. 140 wurde ein ähnlich lautendes 
Urteil des SG Hamburg vom 8.8.1986 abgedruckt. 
Über die Berufung wird das LSG erst im nächsten Jahr 
entscheiden. 

Urteil 
Sozialgericht Düsseldorf, § § 1 l 9/119a AFG 
Sperrzeit und Stillen 

Eine Frau kann ihr Arbeitsverhiiltnis selbst kün­
digen, wenn sie auf andere Weise nicht die Möglich­
keit hat, ihr Kind zu stillen. Darin liegt ein wichtiger 
Grund, so daß eine Sperrzeit nicht eintritt. 
Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf vom 18.2.1987 - S 13 
Ar 296/86 -

Aus dem Sachverhalt: 
Die Klägerin meldete sich am 11.04.1986 zum 01.05. 

1986 arbeitslos und beantragte die Gewährung von Arbeits­
losengeld. Dies wurde ihr ab 15.07.1986 bewilligt. Mit Be-
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scheid vom 02.06.1986 verhängte die Beklagte eine Sperr­
zeit für die Zeit vom 22.04.1986 bis zum 14.07.1986, weil 
die Klägerin ihr Arbeitsverhältnis zum 21.04.1986 selbst ge­
kündigt habe. Ihre Begründung dafür reiche nicht aus. 

Die Klägerin war bis zum 21.04.1986 als technische 
Zeichnerin beschäftigt gewesen. Vom 14.09.1985 bis zum 
21.04.1986 hatte sie sich im Mutterschaftsurlaub befunden. 
Zu ihrer Kündigung hatte sie angegeben, während ihrer 
Schwangerschaft habe die Firma den Standort in Düsseldorf 
gewechselt. Daraus hätten sich für sie Fahrtzeiten von ca. 
2,5 Stunden täglich ergeben. Inklusive der Pausenzeiten wä­
re sie über 11 Stunden von zu Hause weg gewesen. Es wäre 
ihr nicht möglich gewesen, ihr Baby weiter zu stillen, auch 
nicht bei Inanspruchnahme der Stillzeiten gemäß des Mut­
terschutzgesetzes. 

Gegen den Sperrzeitbescheid erhob die Klägerin Wider­
spruch. Als ihr Sohn 4 1 /2 Monate gewesen sei, habe sie ver­
sucht, ihn abzustillen. Nach der Fachliteratur hätte das bis 
zur Vollendung des 6. Lebensmonats normalerweise ausge­
reicht. Das Baby habe jedoch konsequent jede Flasche ver­
weigert und sei nur durch das Stillen überhaupt wieder zu 
beruhigen gewesen. Darauf habe sie versucht, ihren Sohn 
mit dem Löffel zu füttern, aber auch diese Umstellung sei 
bis heute nicht völlig gelungen. Dies könne ihre Gynäkolo­
gin bestätigen. Ende des 5. Monats habe sie das Baby nur 
noch nach Bedarf, bis auf eine Mahlzeit mit dem Löffel, ge­
füttert. Daraufhin habe sie ihre Stelle gekündigt, weil sie 
keine Möglichkeit gesehen habe, ein- bis zweimal täglich 
nach Hause zu fahren und das Kind zu stillen. In der Firma 
sei keine Möglichkeit gewesen, das Kind zu versorgen. Nicht 
die achtstündige Arbeitszeit, verbunden mit der langen 
Fahrtzeit, sei der Kündigungsgrund gewesen, sondern das 
Problem mit dem Stillen. 

Die Beklagte verwies darauf, daß zum Zeitpunkt der 
Kündigung der Sohn bereits sechs Monate alt gewesen sei 
und daß deshalb zu erwarten gewesen sei, daß das Kind sei­
ne Ernährungsgewohnheiten demnächst umstellen werde. 
Unter diesen Umständen sei der Klägerin durchaus zuzumu­
ten gewesen, das Arbeitsverhältnis weiterhin aufrecht zu er­
halten. Härtegesichtspunkte sah die Beklagte nicht. 

Mit ihrer Klage trägt die Klägerin weiter vor, es sei kei­
nesfalls zumutbar gewesen, das Kind bei einer ca. einstündi­
gen Fahrtzeit zum Stillen zu bringen und dann wieder zu­
rückzufahren. Schon bei Beginn der Schwangerschaft habe 
sie sich bei ihrem Arbeitgeber erkundigt, ob sie halbe Tage 
arbeiten könne. Aus grundsätzlichen Erwägungen sei dies 
abgelehnt worden. Die Beklagte habe noch nicht einmal 
Härtegesichtspunkte anerkannt. Ihre Betrachtungsweise sei 
typischer Ausdruck einer zivilisations-degenerierten Betrach­
tungsweise. Über die Konsequenzen, als sie, die Klägerin. ge­
kündigt habe, habe sie nicht sofort nac'hgedacht. Sie habe 
damals einfach keine Möglichkeit gesehen, anders zu han­
deln. Ihr Kind sei ihr wichtiger gewesen. 

Aus den Gründen 
Die angefochtenen Bescheide, mit denen die Be­

klagte eine Sperrzeit verhängt hat, sind rechtswidrig. 
Hat der Arbeitslose das Arbeitsverhältnis gelöst und 
hat er dadurch vorsätzlich oder grob fahrlässig die 
Arbeitslosigkeit herbeigeführt, ohne für sein Verhal­
ten einen W1ch tigen Grund zu haben, so tritt eine 
Sperrzeit von 12 Wochen ein (§ 119 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, § 119a AFG). 

Die Klägerin hat ihre Beschäftigung aufgegeben, 
weil sie ihren Sohn noch weiter stillte. Nach Aus­
kunft der Firma bestand keine Möglichkeit, daß sie 
noch unbezahlten Urlaub nahm oder daß sie ihr 
Kind am Arbeitsplatz versorgte oder daß sie nur ein­
geschränkt arbeitete. 
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Es ist schon fraglich, ob die Klägerin durch die 
Kündigung die Arbeitslosigkeit grob fahrlässig her­
beigeführt hat. Denn wie sie erklärt hat, habe sie 
über die Konsequenzen bei der Kündigung nicht so­
fort nachgedacht. Sie habe einfach keine andere 
Möglichkeit gesehen, anders zu handeln, ihr Kind sei 
ihr wichtiger gewesen. Grobe Fahrlässigkeit liegt nur 
dann vor, wenn das gewöhnliche Maß der Fahrlässig­
keit erheblich überstiegen wird (Bundessozialgericht 
vom 12.02.1980 - 7 RAr 13/79 -) oder wenn der 
Arbeitslose die erforderliche Sorgfalt außer acht läßt, 
die nach allgemeiner Lebenserfahrung unter Berück­
sichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls 
und der Person erwartet werden dürfen. Aber selbst 
wenn grobe Fahrlässigkeit bei der Klägerin im Hin­
blick auf den Eintritt der Arbeitslosigkeit zu beja­
hen wäre, so ist die Sperrzeit deswegen rechtswidrig, 
weil sie einen wichtigen Grund für die Aufgabe ihres 
Beschäftigungsverhältnisses hatte. 

Wichtiger Grund ist ein unbestimmter Rechts­
begriff. Abzuwägen sind die Interessen des Arbeit­
nehmers und der Solidargemeinschaft im jeweiligen 
Einzelfall. Ein wichtiger Grund für die Lösung des 
Arbeitsverhältnisses kann erst dann anerkannt wer­
den, wenn sich der Arbeitnehmer nachhaltig vergeb­
lich um eine Lösung seines Problems gekümmert hat. 
Das hat die Klägerin nach Ansicht der Kammer hier 
getan. Sie hat wegen ihres Kindes, das noch nicht 
abzustillen war, keinen anderen Ausweg gesehen. 

Susanne Pötz-Neuburger 
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Der Klägerin kann nicht entgegen gehalten wer­
den, daß sie sich vollzeitig zur Verfügung gestellt hat 
und daß ihr im Rahmen der Zumu tbarkeitsanord­
nung eine Fahrtzeit für eine Fahrt bis zu täglich 2 
1/2 Stunden zumutbar gewesen sei. Auch im Rah­
men der Zumutbarkeitsanordnung sind die familiä­
ren, gesundheitlichen und sonstigen persönlichen 
Umstände des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Das 
ist zwar nur in § 4 der Anordnung, die eine Beschäf­
tigung außerhalb des zumutbaren Tagespendelbe­
reiches betrifft, niedergelegt. Sie sind aber auch all­
gemein zu berücksichtigen. Die Klägerin wohnt auch 
nicht so ungünstig, daß keine anderen Arbeitsplätze 
im näheren Umkreis denkbar gewesen wären. 

1 m übrigen sind weitere Gesichtspunkte zu be­
rücksichtigen. Nach § 7 Mutterschutzgesetz haben 
stillende Mütter auf ihr Verlangen Anspruch auf die 
zum Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber zwei­
mal täglich eine halbe Stunde oder einmal täglich ei­
ne Stunde. Dies ist nur dann zu verwirklichen, wenn 
die Wohnung und der Arbeitsplatz nicht allzuweit 
auseinander liegen. Zu beachten ist auch Art. 6 Abs. 
4 des Grundgesetzes, wonach jede Mutter Anspruch 
auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft 
hat. Dies ist nicht nur ein Programmsatz. 1 m vorliegen­
den Fall haben die Interessen der Klägerin Vorrang 
vor den Interessen der Versichertengemeinschaft. 

Mitgeteilt von Richterin Katharina Jung, Düsseldorf 

13. Feministischer Juristinnentag in Essen - ausführliche Nachlese 

Im wesentlichen Erfreuliches kann die Chroni­
stinl von der diesjährigen Zusammenkunft der femi­
nistischen Juristinnen berichten; jedenfalls über Ab­
lauf, Stimmung, Rahmenprogramm und Verpfle­
gung. Daß die Themen, mit denen wir uns beschäf­
tigten, meist nicht gerade Anlaß zur Freude sind, 
steht auf einem anderen Blatt, insbesondere auf den 
folgenden Seiten dieses Heftes. 

Der Tagungsort, das Kulturzentrum in der still­
gelegten Zeche Carl in Altenessen, war noch genü­
gend alternativ, aber doch auch so professionell ge­
managt, daß wir uns dort sehr wohl fühlten. Helle 
Räume mit genügend Platz für große und kleine 
Gruppen, eine Cafeteria zum Miteinanderreden zwi­
schendurch, eine kleine Kunstausstellung, die den 
etwas kargen Versammlungsraum schmückte. Dazu 
eine unauffällige, aber wirkungsvolle Organisation 
der örtlichen Vorbereitungsgruppe. Besonders her­
vorzuheben ist, daß alle Frauen, die dies wünschten, 
privat untergebracht werden konnten. Für den Sams­
tagabend waren Heide Michels und Rita Zimmer­
mann mit ihrer Frauengesangstheaterrevue aus Köln 
eingeladen. Ein gelungener Abend mit einem amü­
santen und zugleich hintersinnigen Programm. 

Die Tagungsbeiträge (DM 80,- bzw. DM 30,-) 
haben die Kosten voll gedeckt (einschließlich des ge­
meinsamen Abendessens und Frühstücks für alle und 
Reisekosten der Referentinnen). Kritik an der Höhe 
habe ich nicht gehört. Fremdmittel wurden nicht in 
Anspruch genommen, eine Diskussion darüber, ob 
dies in Zukunft geschehen solle, fand nicht statt. 
Dies ist bemerkenswert, da die Münchner Vorberei­
tungsgruppe des 12. FemJT 1986 solche Gelder beim 
Familienministerium beantragt hatte, was Anlaß 
heftiger, aber nicht abgeschlossener Auseinander­
setzungen geworden war. 

Zu Beginn des Treffens, am Freitagabend, fan­
den zwei parallele Veranstaltungen statt: Zum einen 
schilderte F. Dizadje die Situation der Frauen im 
Iran. Daran schloß sich eine Diskussion an über zen­
trale rechtliche Probleme bei der Anerkennung ge­
schlechtsspezifisch er Verfolgung als Asylgrund. 2 

vgl. Susanne Pötz-Neuburger, Wie wir wurden, was wir 
sind - Zur Geschichte der Jurafrauentreffen, in: Streit 
1/83, S 36 ff., 2/83, s. 42 ff. 
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